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Gesetz über den Finanzausgleich zwischen den Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz, FiAG); Änderung 
 

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (SAR Nummern) 

Neu: – 
Geändert: 615.200 
Aufgehoben: – 

Geltendes Recht Entwurf vom 13. November 2024 Kommentierungen 

 Gesetz 
über den Finanzausgleich zwischen den Ge-
meinden (Finanzausgleichsgesetz, FiAG) 

      

 Der Grosse Rat des Kantons Aargau  

 beschliesst:  

 I.  

 Der Erlass SAR 615.200 (Gesetz über den Finanz-
ausgleich zwischen den Gemeinden [Finanzaus-
gleichsgesetz, FiAG] vom 1. März 2016) (Stand 
31. Dezember 2017) wird wie folgt geändert: 

 

§  5 
Normsteuerertrag 

  

1 Die Ressourcenstärke einer Gemeinde bemisst sich 
nach ihrem Normsteuerertrag pro Kopf gemäss Ab-
satz 4. 

  

2 Der Normsteuerertrag ergibt sich aus der Summe 
folgender Positionen (massgebend ist jeweils der 
Sollsteuerertrag): 
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a) Ertrag der Einkommens- und Vermögenssteuern 
der natürlichen Personen (inklusive Quellensteuer), 
der sich bei Anwendung des durchschnittlichen 
Steuerfusses ergeben würde, 

a) Ertrag der Einkommens- und Vermögenssteuern 
der natürlichen Personen (inklusive Quellensteuer), 
der sich bei Anwendung des […] gewichteten kan-
tonalen Mittelwerts des Steuerfusses ergeben 
würde, 

 

b) Gemeindeanteil an den Kapital- und Gewinnsteu-
ern der juristischen Personen, 

  

c) Gemeindeanteil an der Grundstückgewinnsteuer,   

d) Gemeindeanteil an den Erbschafts- und Schen-
kungssteuern. 

  

3 Der durchschnittliche Steuerfuss (ausgedrückt in 
Prozentpunkten) ergibt sich aus der Division der über 
alle Gemeinden summierten Erträge der Gemeinde-
steuern der natürlichen Personen durch die Summe 
der für alle Gemeinden auf 100 % umgerechneten 
Erträge der Gemeindesteuern der natürlichen Perso-
nen, multipliziert mit 100. 

3 Der […] gewichtete kantonale Mittelwert des Steu-
erfusses (ausgedrückt in Prozentpunkten) ergibt sich 
aus der Division der über alle Gemeinden summier-
ten Erträge der Gemeindesteuern der natürlichen 
Personen durch die Summe der für alle Gemeinden 
auf 100 % umgerechneten Erträge der Gemeinde-
steuern der natürlichen Personen, multipliziert mit 
100. 

 

4 Der Normsteuerertrag pro Kopf ergibt sich aus der 
Division des Normsteuerertrags durch die Einwoh-
nerzahl einer Gemeinde. 

  

5 Der durchschnittliche Normsteuerertrag pro Kopf 
ergibt sich aus der Division der Summe der Norms-
teuererträge aller Gemeinden durch die Einwohner-
zahl des Kantons. 
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§  10 
Räumlich-struktureller Lastenausgleich 

  

1 Gemeinden mit einer grösseren Gesamtfläche als 
der Normwert gemäss Absatz 2 erhalten Beiträge 
aus dem räumlich-strukturellen Lastenausgleich. 

1 Gemeinden […] , die weniger Einwohnerinnen und 
Einwohner haben als der Normwert gemäss Absatz 
2, erhalten Beiträge aus dem räumlich-strukturellen 
Lastenausgleich. 

 

2 Der Normwert für eine Gemeinde ergibt sich aus 
der Division der Siedlungsfläche (Summe der Wohn- 
und Mischzone sowie der Industrie- und Gewerbe-
zone) durch den Divisor 0,0725. 

2 Der Normwert für eine Gemeinde ergibt sich aus 
der Division der […] Strassenlänge dieser Gemeinde 
(gemäss eidgenössischer Statistik der […] Strassen-
längen; gemessen in Metern) durch den […] Median-
wert der Strassenlänge pro Kopf aller Gemeinden. 

 

3 Die Beiträge ergeben sich aus der Multiplikation der 
Differenz zwischen der Gesamtfläche einer Ge-
meinde und dem Normwert gemäss Absatz 2 (ge-
messen in Hektaren) mit dem Grundbetrag pro Ein-
heit. 

3 Die Beiträge ergeben sich aus der Multiplikation der 
Differenz zwischen der […] Einwohnerzahl einer Ge-
meinde und dem Normwert gemäss Absatz 2 […] mit 
dem Grundbetrag pro Einheit. 

 

4 Der Grundbetrag pro Einheit beträgt zwischen Fr. 
700.– und Fr. 1'200.–. 

4 Der Grundbetrag pro Einheit beträgt zwischen Fr. 
[…] 100.– und Fr. […] 260.–. 

 

5 Der Grosse Rat legt den Grundbetrag pro Einheit in 
diesem Rahmen durch Dekret fest. 

  

6 Der Beitrag zugunsten einer Gemeinde entspricht 
maximal dem Wert, der sich aus der Multiplikation 
deren Gesamtfläche (gemessen in Hektaren) mit 
dem Betrag von Fr. 500.– ergibt. 

6 Aufgehoben.  
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§  11 
Beitragskürzung bei tiefem Steuerfuss 

  

1 Ergibt sich für eine Gemeinde aus der Summe der 
Beiträge und Abgaben gemäss den §§ 6–10 insge-
samt ein Anspruch auf einen Beitrag, wird dieser ge-
kürzt, wenn der Steuerfuss dieser Gemeinde im Zah-
lungsjahr um mehr als fünf Prozentpunkte unter dem 
durchschnittlichen Steuerfuss all jener Gemeinden 
liegt, die unter Berücksichtigung aller Instrumente 
des Ressourcen- und Lastenausgleichs eine Finanz-
ausgleichsabgabe zu entrichten haben (Geberge-
meinden). 

1 Ergibt sich für eine Gemeinde aus der Summe der 
Beiträge und Abgaben gemäss den §§ 6–10 insge-
samt ein Anspruch auf einen Beitrag, wird dieser ge-
kürzt, wenn der Steuerfuss dieser Gemeinde im Zah-
lungsjahr um mehr als fünf Prozentpunkte unter dem 
[…] gewichteten Mittelwert des Steuerfusses all jener 
Gemeinden liegt, die unter Berücksichtigung aller In-
strumente des Ressourcen- und Lastenausgleichs 
eine Finanzausgleichsabgabe zu entrichten haben 
(Gebergemeinden). 

 

2  Der durchschnittliche Steuerfuss der Geberge-
meinden wird auf der Basis des Vorvorjahres des 
Zahlungsjahres analog zur Regelung gemäss § 5 
Abs. 3 berechnet. 

2  Der […] gewichtete Mittelwert des Steuerfusses 
der Gebergemeinden wird auf der Basis des Vorvor-
jahres des Zahlungsjahres analog zur Regelung ge-
mäss § 5 Abs. 3 berechnet. 

 

3 Die Kürzung erfolgt in der Höhe des Betrags, den 
die Gemeinde an zusätzlichen Steuererträgen erzie-
len könnte, wenn sie ihren Steuerfuss auf einen Wert 
anheben würde, der fünf Prozentpunkte unter dem 
durchschnittlichen Steuerfuss der Gebergemeinden 
liegt. 

3 Die Kürzung erfolgt in der Höhe des Betrags, den 
die Gemeinde an zusätzlichen Steuererträgen erzie-
len könnte, wenn sie ihren Steuerfuss auf einen Wert 
anheben würde, der fünf Prozentpunkte unter dem 
[…] gewichteten Mittelwert des Steuerfusses der Ge-
bergemeinden liegt. 

 

4 Die Kürzung entspricht maximal dem durch die be-
troffene Gemeinde insgesamt beanspruchten Bei-
trag. 

  

5 Die Kürzung wird der betroffenen Gemeinde mitge-
teilt, sobald sie ihren Steuerfuss für das jeweilige 
Zahlungsjahr rechtsgültig festgelegt hat. 
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§  12 
Ordentliche Ergänzungsbeiträge 

  

1 Gemeinden können ordentliche Ergänzungsbei-
träge beantragen, wenn sie das Haushaltsgleichge-
wicht gemäss § 88g des Gesetzes über die Einwoh-
nergemeinden (Gemeindegesetz) vom 19. Dezember 
1978 1) nur erreichen könnten, indem sie den Steuer-
fuss höher als 25 Prozentpunkte über dem kantona-
len Mittelwert festsetzen würden. 

1 Gemeinden können ordentliche Ergänzungsbei-
träge beantragen, wenn sie das Haushaltsgleichge-
wicht gemäss § 88g des Gesetzes über die Einwoh-
nergemeinden (Gemeindegesetz) vom 19. Dezember 
1978 2) nur erreichen könnten, indem sie den Steuer-
fuss höher als […] beim massgeblichen Wert festset-
zen würden. 

 

 1bis Der massgebliche Wert liegt um 20 bis 30 Pro-
zentpunkte über dem gewichteten kantonalen Mittel-
wert des Steuerfusses des jeweiligen Vorvorjahres. 

 

 1ter Der Grosse Rat legt den massgeblichen Wert in 
diesem Rahmen durch Dekret fest. 

 

2 Anspruch auf ordentliche Ergänzungsbeiträge be-
steht, wenn die Antrag stellende Gemeinde 

  

a) ihren Steuerfuss um 25 Prozentpunkte über dem 
kantonalen Mittelwert des Vorvorjahres festsetzt, 

a) ihren Steuerfuss […] auf den massgeblichen Wert 
festsetzt, 

 

b) ihre übrigen Einnahmequellen im kantonsweit übli-
chen Ausmass maximal ausschöpft, 

  

c) ihre Ausgaben unter Berücksichtigung der kan-
tonsweit üblichen Standards zumutbarerweise nicht 
weiter reduzieren kann. 

  

3 Die ordentlichen Ergänzungsbeiträge werden so 
angesetzt, dass die Gemeinden ihren Steuerfuss 
nicht höher als 25 Prozentpunkte über dem kantona-
len Mittelwert festsetzen müssen. 

3 Die ordentlichen Ergänzungsbeiträge werden so 
angesetzt, dass die Gemeinden ihren Steuerfuss 
nicht höher als […] beim massgeblichen Wert fest-
setzen müssen. 

 

 
1) SAR 171.100 
2) SAR 171.100 
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4 Die Prüfung des Anspruchs auf ordentliche Ergän-
zungsbeiträge stützt sich auf die Daten der Jahres-
rechnungen aus dem zweiten bis fünften Jahr vor 
dem Jahr, für das ordentliche Ergänzungsbeiträge 
beantragt werden. 

  

5 Die Prüfung der Anspruchsvoraussetzung gemäss 
Absatz 2 lit. c erfolgt, indem der Nettoaufwand pro 
Kopf der Antrag stellenden Gemeinde dem durch-
schnittlichen Nettoaufwand pro Kopf einer Gruppe 
vergleichbarer Gemeinden gegenübergestellt wird. 

  

6 Der Regierungsrat definiert durch Verordnung den 
anrechenbaren Nettoaufwand pro Kopf einer Ge-
meinde, die Höhe des maximal akzeptablen Netto-
aufwands einer Gemeinde (Toleranzgrenze) sowie 
die Einzelheiten für die Gegenüberstellung des Net-
toaufwands einer Gemeinde mit dem durchschnittli-
chen Nettoaufwand einer Gruppe vergleichbarer Ge-
meinden. 

  

§  17 
Unterstützung von Gemeindezusammenschlüssen 

  

1 Die Beiträge gemäss § 8a Abs. 1 des Gemeindege-
setzes werden der Spezialfinanzierung Finanzaus-
gleich entnommen. 

  

2 Der Regierungsrat entrichtet sich zusammen-
schliessenden Gemeinden eine Zusammenschluss-
pauschale und bei unterdurchschnittlicher Steuerkraft 
einen Zusammenschlussbeitrag. Dieser Beitrag be-
rechnet sich nach der Steuerkraft und der Einwoh-
nerzahl der Gemeinden. Der Grosse Rat regelt die 
Höhe der Zusammenschlusspauschale und die Be-
rechnung des Zusammenschlussbeitrags durch Dek-
ret. 

2 Der Regierungsrat entrichtet sich zusammen-
schliessenden Gemeinden eine Zusammenschluss-
pauschale und bei […] unterdurchschnittlichem 
Normsteuerertrag einen Zusammenschlussbeitrag. 
Dieser Beitrag berechnet sich nach […] dem Norm-
steuerertrag und der Einwohnerzahl der Gemeinden. 
Der Grosse Rat regelt die Höhe der Zusammen-
schlusspauschale und die Berechnung des Zusam-
menschlussbeitrags durch Dekret. 
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3 Kommt es innert vier Jahren zum Zusammen-
schluss mit einer weiteren Gemeinde, erhält nur 
diese eine Zusammenschlusspauschale und einen 
Zusammenschlussbeitrag gemäss Absatz 2. 

  

4 Der Kanton entrichtet einen Beitrag von 50 % an 
die kommunale Nutzungsplanung, wenn diese we-
gen eines beabsichtigten oder durchgeführten Ge-
meindezusammenschlusses neu erstellt wird. Bei-
tragsberechtigt sind die eigentlichen Planungs- und 
die Nebenkosten, mit Einschluss der Kosten notwen-
diger externer Fachleute. 

  

§  22 
Spezialfinanzierung Finanzausgleich 

  

1 Für die Belange des Finanzausgleichs besteht eine 
Spezialfinanzierung. Alle Zahlungen, die gestützt auf 
dieses Gesetz erfolgen, laufen über diese Spezialfi-
nanzierung. 

  

2 Der Bestand der Spezialfinanzierung soll am Ende 
jedes Zahlungsjahres in der Regel bei einem Wert 
liegen, der zwischen dem einfachen und dem zweifa-
chen vertikalen Finanzierungsbedarf dieses Zah-
lungsjahres liegt. 

2 Der Bestand der Spezialfinanzierung soll am Ende 
jedes Zahlungsjahres in der Regel bei einem Wert 
liegen, der zwischen dem einfachen und dem zweifa-
chen vertikalen Finanzierungsbedarf […] liegt, wobei 
der Durchschnitt des vertikalen Finanzierungsbedarfs 
aus dem jeweiligen Zahlungsjahr und den drei vo-
rausgehenden Jahren massgebend ist. 

 

3 Der vertikale Finanzierungsbedarf entspricht der 
Differenz zwischen allen gestützt auf dieses Gesetz 
ausbezahlten Beiträgen und den Abgaben gemäss § 
20 Abs. 1 lit a. 
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4 Verlässt der Bestand der Spezialfinanzierung die 
Bandbreite gemäss Absatz 2, hat der Grosse Rat die 
Höhe der Steuerzuschläge gemäss § 21 Abs. 1 an-
zupassen und beziehungsweise oder die Steue-
rungsgrössen für die Beitragsansprüche zu ändern. 

  

5 Reichen die Erträge aus einem Jahr sowie die in 
der Spezialfinanzierung vorhandenen Mittel nicht 
aus, um alle gemäss diesem Gesetz ermittelten Bei-
träge zu finanzieren, werden sämtliche Beitragszah-
lungen linear so gekürzt, dass in der Spezialfinanzie-
rung kein Negativsaldo entsteht. 

  

6 Reichen die in der Spezialfinanzierung vorhande-
nen Mittel zu einem späteren Zeitpunkt wieder aus, 
um die gemäss Absatz 5 gekürzten Beiträge zu fi-
nanzieren, werden die gekürzten Beiträge nachträg-
lich ausgerichtet. 

  

§  24 
Übergangsrecht 

§  24 Aufgehoben.  

1 Der Bestand des Finanzausgleichsfonds gemäss § 
5 des Gesetzes über den Finanz- und Lastenaus-
gleich (Finanzausgleichsgesetz, FLAG) vom 29. Juni 
1983 3) wird zu Beginn des Jahres, in dem das vorlie-
gende Gesetz finanzwirksam wird, in die Spezialfi-
nanzierung Finanzausgleich gemäss § 22 überführt. 

  

2 Die Finanzausgleichszahlungen im Jahr des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes erfolgen gestützt auf das 
bisherige Finanzausgleichsrecht. 

  

3 Alle Finanzausgleichszahlungen im Jahr nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgen gestützt auf 
dieses Gesetz. 

  

 
3) SAR 615.100 
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4 Soweit sich die Ermittlung des durchschnittlichen 
Steuerfusses gemäss § 5 Abs. 3 auf Jahre stützt, die 
vor der Finanzwirksamkeit dieses Gesetzes liegen, 
muss der errechnete durchschnittliche Steuerfuss im 
Umfang des Steuerfussabtauschs gemäss dem Ge-
setz über den Ausgleich der Aufgabenverschie-
bungsbilanz sowie über die Übergangsbeiträge (AV-
BiG) vom 1. März 2016 4) reduziert werden. 

  

5 Für die ersten beiden Jahre, in denen dieses Ge-
setz finanzwirksam ist, werden keine ordentlichen Er-
gänzungsbeiträge gemäss § 12 ausgerichtet. 

  

6 Gesuche für ordentliche Ergänzungsbeiträge ge-
mäss § 12, die das dritte Jahr betreffen, nachdem 
dieses Gesetz finanzwirksam geworden ist, können 
in Abweichung von § 16 Abs. 2 bis sechs Monate vor 
Beginn dieses dritten Jahres eingereicht werden. 

  

7 Kann sich die Ermittlung der Beitragsgarantie ge-
mäss § 19 noch nicht auf Beitragsleistungen gemäss 
diesem Gesetz aus drei Jahren abstützen, bilden das 
eine oder die beiden verfügbaren Jahre die Berech-
nungsbasis. 

  

8 Liegt der Bestand der Spezialfinanzierung Finanz-
ausgleich beim Inkrafttreten dieses Gesetzes über 
der Bandbreite gemäss § 22 Abs. 2, hat er diese 
Bandbreite spätestens nach fünf Jahren zu errei-
chen. 

  

9 Der erste Wirkungsbericht gemäss § 23 ist dem 
Grossen Rat spätestens im sechsten Jahr, nachdem 
dieses Gesetz finanzwirksam geworden ist, zu unter-
breiten. 

  

 
4) SAR 615.300 
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 §  24a 
Übergangsrecht zur Änderung vom xx.xx.xxxx 

 

 1 Im ersten Jahr nach Inkrafttreten der Änderung vom 
xx.xx.xxxx werden die Beiträge des räumlich-struktu-
rellen Lastenausgleichs den berechtigten Gemeinden 
zu einem Drittel nach neuem Recht sowie zu zwei 
Dritteln nach altem Recht ausbezahlt. 

 

 2 Im zweiten Jahr nach Inkrafttreten der Änderung 
vom xx.xx.xxxx werden die Beiträge des räumlich-
strukturellen Lastenausgleichs den berechtigten Ge-
meinden zu zwei Dritteln nach neuem Recht sowie 
zu einem Drittel nach altem Recht ausbezahlt. 

 

 II.  

      Keine Fremdänderungen.       

 III.  

      Keine Fremdaufhebungen.       

 IV.  

 Die Änderung unter Ziff. I. tritt am xx.xx.20xx in Kraft.  

 Aarau, .....  

 Präsident des Grossen Rats 
  
Protokollführerin 

 

 


